
 
Aus der Sitzung des Gemeinderates vom 05.02.2026  
 
Auf Vorschlag von Ortbürgermeister Ewald Meuren wurden die Tagesordnungspunkte 6 (Beratung und 
Beschlussfassung über die eingegangenen Vorschläge zum Entwurf der Haushaltssatzung für das Jahr 
2026 mit dem Haushaltsplan und seinen Anlagen der Ortsgemeinde Piesport) und 7 (Beratung und 
Beschlussfassung der Haushaltssatzung für das Jahr 2026 mit dem Haushaltsplan und seinen Anlagen 
der Ortsgemeinde Piesport) per einstimmigen Beschluss des Ortsgemeinderates Piesport abgesetzt 
und auf die nächste Sitzung verschoben. 
 
Einwohnerfragestunde 
Es wurden keine Fragen gestellt. 
 
Mitteilungen 
 Glasfaserausbau in der Ortsgemeinde 
Lt. Ortsbürgermeister Meuren ist der Ausbau des Glasfasernetzes in der Ortsgemeinde noch immer 
nicht abgeschlossen. Eine neue Firma soll nun die restlichen Anschlüsse realisieren. Der 1. 
Beigeordnete Jörg Endries informierte zusätzlich, dass es im UGG-Netz nun auch einen weiteren 
Internetanbieter gäbe, der alternativ bei Nutzung des Glasfaserkabels von den Bürgerinnen und 
Bürgern ausgewählt werden könne. Der Gemeinderat nahm Kenntnis. 
 
Bebauungsplan „Freiflächen-Photovoltaikanlagen Niederemmel – Teilfläche N4“ –Beratung und 
Beschlussfassung über die Neufassung des Aufstellungsbeschlusses, die Abwägung der im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB, die Beteiligung der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie die Beteiligung der 
Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen, die Planbilligung 
sowie die Veröffentlichung der Planunterlagen 
Ortsbürgermeister Meuren begrüßte zu diesem Tagesordnungspunkt Herrn Daniel Müller von der 
zuständigen Planungsfirma BGH-Plan und erteilte ihm das Wort zur Erläuterung der Planungsvorlage. 
Parallel dazu hat der Gemeinderat im Vorfeld, zusammen mit der Sitzungseinladung, ein umfassendes 
Dossier über die Einzelpunkte der Planung erhalten. Diese Unterlagen hatte auch bereits der 
gemeindliche Arbeitskreis „Photovoltaikfreiflächen-Anlage“ erhalten und durchgearbeitet und seine 
Zustimmung zur hierauf fußenden Planung erteilt.  
 
In der Sitzung vom 04.09.2024 hat der Gemeinderat der Ortsgemeinde Piesport den 
Aufstellungsbeschluss zum damaligen Bebauungsplan „Photovoltaik-Freiflächenanlagen Gemarkung 
Niederemmel“ gefasst. Der damalige Geltungsbereich umfasste vier Teilflächen auf der Gemarkung 
Niederemmel beidseits der Kreisstraße K80. Ziel und Zweck der Planung war, zusammen mit einem 
Investor auf mehreren Potentialflächen im Umfeld der Ortsgemeinde Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
zu entwickeln. 
 
Die 5. Teilfortschreibung des Flächennutzungsplans zur Ausweisung von Sondergebieten für 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen im Bereich der Ortsgemeinde Piesport erfolgte im Parallelverfahren 
gemäß § 8 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB). 
In der Sitzung vom 06.03.2025 hatte der Gemeinderat den Planentwurf gebilligt und beschlossen, die 
frühzeitige Beteiligung durchzuführen. Die frühzeitige Beteiligung wurde im Mitteilungsblatt der 
Verbandsgemeinde vom 03.04.2025 bekanntgemacht und fand im Zeitraum vom 04.04.2025 bis 
einschließlich 05.05.2025 statt. 
 
Aufgrund der im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen empfiehlt es 
sich nun, den Bebauungsplan „Photovoltaik-Freiflächenanlagen Gemarkung Niederemmel“ je nach 
Teilflächen in unterschiedliche Bebauungsplanverfahren aufzuteilen. 
 



Daher ist auch der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan „Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
Niederemmel – Teilfläche N4“ neu zu fassen und der Aufstellungsbeschluss vom 04.09.2024 
aufzuheben. Auf das bereits durchgeführte frühzeitige Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Abs. 1, § 4 
Abs. 1 sowie § 2 Abs. 2 BauGB kann lt. der Verbandsgemeindeverwaltung Bernkastel-Kues 
zurückgegriffen werden. 
 
Dazu wurden die Stellungnahmen vom Planungsbüro BGH-Plan ausgewertet und sind im nächsten 
Schritt in Bezug auf die Teilfläche N4 abzuwägen.  
 
Herr Müller erläutere per Beamer verschiedene Punkte der Planung. Der Focus wird zunächst nun nur 
auf die Teilfläche 4 der Planung gelegt. Durch die Aufteilung der gesamten PV-Freiflächenanlage in 4 
Teilflächen und die jeweils eigene Aufstellung eines Bebauungsplanes für jede Teilfläche sollen 
Verzögerungen durch evtl. Probleme in anderen Teilflächen vermieden werden.  
Herr Müller ging insbesondere auf naturschutzfachliche Belange sowie Einzelaspekte der Planung wie 
z.B. der Starkregenvorsorge ein und die Berücksichtigung von landwirtschaftlicher Nutzung im Umfeld 
der Freiflächenanlage. Nachfragen aus dem Gemeinderat kamen hinsichtlich einer weiteren 
Nutzungsmöglichkeit von Wirtschaftswegen für Winzer, die der Planer von BGH-Plan zur Zufriedenheit 
der Ratsmitglieder beantwortete.  
 
Nach den Erläuterungen und der Aussprache im Gemeinderat verlas der Vorsitzende den kompletten 
Text des Beschlusses wie folgt: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Aufstellung des Bebauungsplans „Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
Niederemmel – Teilfläche N4“. Die Sondergebietsflächen befinden sich in folgenden Flurstücken: 
Gemarkung Niederemmel, Flur 29, Flurstücke 27/10 (teilweise, Wirtschaftsweg), 29/1, 29/2, 30, 31, 
32, 33, 34, 35, 36, 37, 51/2 (teilweise, Wirtschaftsweg) ,52 (teilweise, Wirtschaftsweg), 56, 57, 58, 59, 
60, 61, 62, 68/2 (teilweise, Wirtschaftsweg), 70, 71, 72, 73, 74, 75, 76, 77, 78, 79 (Wirtschaftsweg), 
80/1, 80/2, 81, 82, 83, 85, 86, 87, 88, 89, 90, 91, 92, 93/2, 94/1, 94/2, 94/3, 94/4, 94/5, 94/6, 94/7 
(Wirtschaftsweg), 95, 96, 97, 98, 99, 100/1, 100/2, 101, 102, 103, 104, 105, 106, 107, 108/1, 108/2 
(teilweise, Wirtschaftsweg), 109 (teilweise, Wirtschaftsweg), 121, 122, 123, 124, 125, 126, 127, 128, 
129, 130, 131 sowie Flur 30, Flurstücke 36/8 (Wirtschaftsweg), 82/2 (Wirtschaftsweg), 85/2, 85/3 
(Wirtschaftsweg), 85/5 (Wirtschaftsweg), 85/6 (Wirtschaftsweg), 86/1, 86/2, 86/3, 86/4, 86/5, 86/6, 
86/7, 87/2, 88, 89, 90, 91, 92, 93, 94, 95, 96/1, 96/2, 96/3, 96/4, 97, 98, 99, 100, 101, 102, 103, 104, 
105, 106/1, 106/2, 106/3, 106/4, 106/5, 106/6, 106/7, 106/8, 106/11 (Wirtschaftsweg), 107, 108, 110, 
111, 112, 113, 114, 115, 116/2, 117/1, 117/2, 117/3, 117/4, 117/5, 117/6, 117/7, 117/8 
(Wirtschaftsweg), 118, 119, 120, 121, 122, 123, 124, 125, 126, 127, 128/1, 128/2, 128/3, 129, 130, 131, 
132, 133, 134, 138 (teilweise, Wirtschaftsweg).  
 
Der Aufstellungsbeschluss vom 04.09.2024 wird hiermit aufgehoben. 
 
Auch die Abwägungstabelle aus den Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB, aus der Beteiligung der 
Nachbargemeinden gem. § 2 (2) BauGB sowie aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 
BauGB lag dem Gemeinderat vor. Hierzu sind lt. Verbandsgemeindeverwaltung Bernkastel-Kues bei 3 
Stellungnahmen Beschlüsse zu fassen. Herr Müller von BGH-Plan erläuterte vor dem jeweiligen 
Beschluss die jeweilige Sachlage zu den notwendigen Beschlüssen vor dem Gemeinderat. 
 
Stellungnahme der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie, 
Rheinisches Landesmuseum Trier, Weimarer Allee, 54290 Trier vom 07.05.2025 – Tabelle Punkt 11 der 
Abwägungstabelle: 
Der Gemeinderat beschließt den Abwägungsvorschlägen zu folgen. 
Stellungnahme der Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich, Fachbereich Bauen und Umwelt, 
Kurfürstenstraße 16, 54516 Wittlich vom 06.05.2025 - Punkt 15 der Abwägungstabelle: 



Der Gemeinderat beschließt den Abwägungsvorschlägen zu folgen.  
 
Stellungnahme der Landwirtschaftskammer RLP, In der Göbelwies 1, 54340 Bekond vom 16.04.2025 - 
Punkt 19 der Abwägungstabelle: 
Der Gemeinderat beschließt die Planung ohne weitere Anpassung fortzuführen.  
 
Die in der Sitzung vorgestellten Planentwürfe, Stand: Januar 2026, werden vom Gemeinderat Piesport 
gebilligt. 
 
Die Veröffentlichung der Planunterlagen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird beschlossen, alles Erforderliche 
ist durch die Verwaltung zu veranlassen.  
 
Zudem wird die Verwaltung mit der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 
beauftragt.  
 
Beratung und Beschlussfassung des Forstwirtschaftsplanes 2026 der Ortsgemeinde Piesport 
Ortsbürgermeister Meuren begrüßte Revierförster Oliver Maximini und seine Mitarbeiterin und bat 
um Vorstellung des Forstwirtschaftsplanes 2026. Der Revierförster blickte kurz auf das abgelaufene 
Forstwirtschaftsjahr 2025 zurück. Das Ergebnis der Holzproduktion ´25 konnte nicht die Mengen der 
geplanten Sollproduktion erreichen. Geplant war eine Holzernte von 2.550 fm (1.850 fm 
Nadelholz/700 fm Laubholz), erreicht wurden insgesamt 2.339 fm (1.740 fm Nadel-/599 fm Laubholz). 
Da jedoch in 2025 weniger Forstschutzmaßnahmen durchgeführt werden mussten und der Holzpreis 
trotz einer Kalamität im Bereich Fichte/Tanne sehr gut geblieben war, konnte das fiskalische 
Planergebnis 2025 von erwarteten 22.013 Euro auf 55.910 Euro gesteigert werden.  
Der Forstwirtschaftsplan 2026 sieht nun einen Ertrag von insgesamt 233.490 Euro und Aufwendungen 
von 229.204 Euro vor und schließt somit in der Planung mit einem positiven Ergebnis von 4.266 Euro 
ab. 
Oliver Maximini erläuterte dem Gemeinderat die wichtigsten Einzelpositionen des 
Forstwirtschaftsplanentwurf. In der Holznutzung sieht der Plan 2026 insgesamt 2.010 fm vor, davon 
rd. 150 fm Eiche. Hier könnte es jedoch zu einer deutlichen Steigerung der Mengen kommen, da es im 
Bereich entlang der K52, der Panoramastraße, zu einer Kalamität durch den sog. Prachtkäfer 
gekommen sei. Hier seien flächendeckend absterbende Eichenbäume festzustellen. Der komplette 
Bereich müsse voraussichtlich vollständig gefällt werden. Diese Arbeiten im Rahmen der 
Verkehrssicherungspflicht seien dringend und führten auch einer Vollsperrung der Straße für einen 
Zeitraum vom ca. 4 Wochen. Die Vollsperrung sei bereits beantragt und soll voraussichtlich ab dem 
23.02.2026 erfolgen.  
Aus dem Gemeinderat wurde nach den Abschuss-Zahlen in den Jagdbezirken und dem Wildbestand im 
Gemeindeforst Piesport nachgefragt. Revierleiter Maximini führte aus, dass die Abschuss-Zahlen 
deutlich erhöht wurden und die Vorgaben derzeit zu 100% erfüllt werden. Daher sei auch weniger 
Verbiss vorhanden. Durch die Neuverpachtung der Jagdbögen Piesport 1 und 2 mit einem 
verpflichtenden Meldeverfahren für Jagdpächter sei ein deutlich verringerter Wildbestand 
festzustellen. Bei einer Neuverpachtung des Jagdbogen Piesport 3 sollte ein Nachweis der Abschüsse 
über das in den Jagdbögen 1 und 2 genutzte Meldeverfahren geachtet werden. 
 
Der Gemeinderat stimmte dem vorgelegten Forstwirschaftsplan 2026 mit einem Planergebnis von 
4.286 Euro zu. 
 
 
Beratung und Beschlussfassung über die Marktsituation Brennholz 2026 
Revierförster Maximini gab einen kurzen Bericht über die Marktsituation für Brennholz 2025/26 ab. 
Der Mindestpreis für Hartlaubholz (Rot-/Hainbuche, Ahorn, Esche, Birke, Kirche, Edelkastanie und 
Eiche) im Versteigerungsverfahren betrug in der Vorsaison 68 Euro/fm incl. MwSt. Dieser 



Brennholzpreis sollte, auch im Vergleich zu anderen Gemeinden in der Nachbarschaft, gehalten 
werden, zumal im Forstwirtschaftsabschluss 2025 ein positives Ergebnis erzielt werden konnte. 
 
Der Gemeinderat beschloss, den Mindestpreis 2026 für Hartlaubholz in der Gemeinde Piesport auf 
68,00 Euro pro Festmeter incl. MwSt. festzusetzen. 
 
Im Anschluss bedankte sich der Vorsitzende beim Revierförster Maximini für die stets gute und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit bei der nachhaltigen Bewirtschaftung des Gemeindewaldes. 
      
Information zur beabsichtigten Gründung einer medizinischen Genossenschaft zur Sicherstellung der 
medizinischen Versorgung in Neumagen-Dhron, Piesport und Minheim 
Auf Einladung von Ortsbürgermeister Ewald Meuren waren zu diesem Tagesordnungspunkt anwesend: 
Hans-Peter Scholtes, Markus Koenen und Dr. Karl Kasper. 
 
Der Vorsitzende erläuterte noch einmal die Problematik der Sichererstellung einer medizinischen 
Versorgung im dörflichen Umfeld. Die daraus in und für die Ortsgemeinden Piesport, Neumagen-Dhron 
und Minheim entstandene Interessengemeinschaft „ärztliche Versorgung“ hatte sich Mitte und Ende 
des letzten Jahres mehrfach getroffen. Die Idee einer gemeinschaftlichen Versorgung wurde parallel 
dazu auch auf Ebene der Gemeinden vorangetrieben. Aus einem ersten Vorkonzept ist dann nach einer 
ersten Beratung im Gemeinderat im Januar 2026 die Konkretisierung auf eine „medizinische 
Genossenschaft“ entstanden, die auch über einen Bericht des SWR in der breiten Öffentlichkeit 
bekannt gemacht wurde. 
 
Um konkret in die weiteren Planungen einzusteigen, hatte der Vorsitzende drei Experten eingeladen, 
denen er in der Gemeinderatssitzung das Wort erteilten: 
 
Hans-Peter Scholtes informiert den Gemeinderat über rechtliche Hintergründe zum 
Genossenschaftssystem. Sinnvoll sei, so Scholtes, dass in der angedachten medizinischen 
Genossenschaft die drei Gemeinden als alleinige Genossenschaftsmitglieder agierten. Dabei sei ein 
solches System skalierbar, d.h. bei Bedarf und Interesse bestünde grundsätzlich die Möglichkeit der 
Erweiterung um weitere Mitglieder. Genossenschaften böten mit der Möglichkeit der begrenzten 
Haftung auch Vorteile mit einem überschaubaren Risiko – anders als z.B. in der Rechtsform der GmbH. 
 
Markus Koenen erläuterte dem Rat die Organisationsform eines Medizinischen Versorgungszentrums 
(MVZ). Hier sei grundsätzlich zwischen Hausärztlichen MVZ und Fachärztlichen MVZ zu unterscheiden. 
Fachärztliche MVZ würden häufig in Krankenhäusern gebildet und in Form einer GmbH. Hausärztliche 
MVZ verfolgten eher das Ziel einer Bürgernähe und der Versorgung, weniger einer Renditeerzielung. 
Trotzdem müssten natürlich auch Hausärztliche MVZ kostendeckend arbeiten und in gewissem Maße 
Rücklagen bilden. Er führte aus, dass rd. 70% der Ärzte Frauen seien und eine Anstellung in einer Praxis 
oder einem MVZ diesen eine oft gewünschte Flexibilität bieten würde. Erkennbar sei dies auch durch 
die vielen im Kreis Bernkastel-Wittlich nicht besetzten Hausarztstellen, die zwar die Möglichkeit einer 
Berufsausübung böten, allerdings den Arzt oder die Ärztin vielfach in ein unternehmerisches Risiko 
zwingen.  
 
Dr. Karl Kasper, praktizierender Hausarzt in Neumagen-Dhron, erklärte sich bereit, seine Praxis in eine 
Genossenschaft mit einzubringen. Diese Ausgangslage sei für den Start in ein hausärztliches MVZ in 
Form einer medizinischen Genossenschaft optimal. Bei Praxisübernahmen oder Praxis-gemeinschaften 
seien Investitionsentscheidungen immer von den agierenden Personen abhängig. Der große Vorteil 
einer Genossenschaft unter Trägerschaft mehreren Gemeinden sei die Unabhängigkeit von 
Einzelpersonen (i.d.R. Arzt oder Ärzte) und die Zielrichtung einer guten medizinischen Versorgung der 
Bürgerschaft.  
 



Dem Gemeinderat lag als Diskussionsgrundlage ein Konzept mit Informationen zu einem kommunalen 
genossenschaftlichen MVZ vor. 
 
Der Gemeinderat war übereinstimmend der Ansicht, dass dieser Ansatz sehr gut sei und weiterverfolgt 
werden sollte. Ortsbürgermeister Meuren gab zu bedenken, dass für den Start einer solchen 
medizinischen Genossenschaft mindestens ein zweiter Mediziner, eine zweite Medizinerin gefunden 
werden müsse, um die Versorgung sicherzustellen. Diese/r sollte möglichst Allgemeinmediziner/In 
oder Internist/In sein. Vom zeitlichen Ablauf würde die Gründung rd. 6 Monate beanspruchen. Ein 
Konzept bzw. Positionspapier müsse noch der Kassenärztlichen Vereinigung zur Zustimmung vorgelegt 
werden. Dabei sei das Interesse der Kassenärztlichen Vereinigung an der Gründung eines 
Hausärztlichen MVZ in Form einer kommunalen Genossenschaft sehr groß. Diese fände den Ansatz der 
Kommunen und die gewünschte Rechtsform wegweisend.  
 
Der Rat sprach sich dafür aus, auf den Homepages der 3 Ortsgemeinden Werbung für eine zweite 
medizinische Stelle in der geplanten Medizinischen Genossenschaft zu machen. Die Idee soll weiter 
ausgearbeitet werden. 
 
Ortsbürgermeister Meuren bedankte sich bei den 3 anwesenden Herren für ihre Ausführung und die 
Bereitschaft der Beantwortung von Fragen. 
 
 
Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gemäß § 36 
Baugesetzbuch zum Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Genehmigung für die Herstellung 
einer Moselquerung im Zuge einer zukunftsgerichteten Optimierung der Wasserversorgung für die 
Ortsgemeinde Piesport 
Der Ortsgemeinderat Piesport erteilt das gemeindliche Einvernehmen zu dem vorliegenden Antrag. 
Hinsichtlich der Optik der sichtbaren oberirdischen Dükerschächte bat der Gemeinderat um eine 
Information des Gemeinderates in der nächsten Ratssitzung. 
 
Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gemäß § 36 
Baugesetzbuch (BauGB) zum Bauantrag für den Neubau eines Einfamilienhauses, Gemarkung 
Niederemmel, Flur 5, Flurstücke 9 und 10/1, Oberer Wierth 
Der Ortsgemeinderat Piesport stimmt dem Bauvorhaben und der Befreiung hinsichtlich der 
Überschreitung der überbaubaren Grundstücksfläche zu. 
 
Information über die Vorlage von Bauunterlagen gemäß § 67 Landesbauordnung für den Umbau/ 
Nutzungsänderung einer Garage zu Wohnraum (Küche) im bestehenden Einfamilienhaus, 
Gemarkung Niederemmel, Flur 17, Flurstück 122, St. Martinstraße 
Eine Verpflichtung der Verwaltung zur Antragsprüfung sieht das Gesetz ausdrücklich nicht vor. Es 
handelt sich vorliegend um eine Information. 
  
Beratung und Beschlussfassung über die Widmung eines Teilstücks der Straße „Am Wenigerflur“ in 
der Ortsgemeinde Piesport als Gemeindestraße 
Im Rahmen eines städtebaulichen Erschließungsvertrags wurde durch den Erschließungsträger ein 
Teilstück der Straße „Am Wenigerflur“, Gemarkung Niederemmel, Flur 25, Flurstück 86/15, zur 
Erschließung einer Betriebsansiedlung hergestellt. Die Straße ist fertiggestellt und abgenommen. 
Der Ortsgemeinderat Piesport hat in seiner Sitzung am 04.09.2024 die Übernahme der Straßenbaulast 
für das fertiggestellte Teilstück beschlossen. Zur Herstellung des Status als öffentliche Straße im Sinne 
des Landesstraßengesetz Rheinland-Pfalz (LStrG RP) ist nunmehr die Widmung des betreffenden 
Teilstücks erforderlich. 
 



Gemäß § 9 Abs. 4 des Erschließungsvertrags hat die Ortsgemeinde Piesport nach erfolgter Übernahme 
der Erschließungsanlagen in ihre Baulast der Widmung der Straße zugestimmt. Formhalber hat der 
Gemeinderat ergänzend einen Widmungsbeschluss herbeizuführen. 
Die Widmung erfolgt als Gemeindestraße gemäß § 3 Nr. 3a LStrG RP. Eine Widmungsbeschränkung ist 
nicht vorgesehen. Die exakte Lage und Abgrenzung des zu widmenden Teilstücks ergeben sich aus dem 
vorgelegten Lageplan, der Bestandteil dieser Widmung wird. 
 
Die Widmung erfolgt gemäß § 36 LStrG RP durch Beschluss des Ortsgemeinderates Piesport. Die 
Umsetzung der Widmung, insbesondere die öffentliche Bekanntmachung, erfolgt durch die 
Verbandsgemeindeverwaltung als zuständige örtliche Straßenbaubehörde. Mit der Bekanntmachung 
wird die Wirksamkeit der Widmung herbeigeführt. 
 
Der Ortsgemeinderat Piesport beschließt gemäß § 36 LStrG RP die Widmung des Teilstücks der Straße 
„Am Wenigerflur“ als Gemeindestraße für den öffentlichen Verkehr. Die genaue Lage und Abgrenzung 
ergeben sich aus dem Lageplan, der Bestandteil dieses Beschlusses ist. Eine Widmungsbeschränkung 
wird nicht festgesetzt. 
 
Die Verbandsgemeindeverwaltung Bernkastel-Kues wird als zuständige örtliche Straßenbaubehörde 
beauftragt, die Widmung des Teilstücks der Straße „Am Wenigerflur“ in der Ortsgemeinde Piesport 
öffentlich bekannt zu machen. 
 
Beratung und Beschlussfassung über den Zuschussantrag des SV Mosella Niederemmel 1921 e. V. 
zur Umrüstung der Flutlichtanlage auf LED 
Der SV Mosella Niederemmel e.V. hat mit Schreiben vom 20.11.2025 für die Umrüstung der 
vorhandenen Flutlichtanlage auf LED die Gewährung eines Zuschusses der Gemeinde beantragt. 
Begründet wird die Umrüstung mit der zu erwartenden Energiekostenersparnis und der besseren 
Ausleuchtung des Fußballfeldes.  
Es wird lt. Kostenermittlung mit Gesamtkosten in Höhe von 33.900 € gerechnet. Der Finanzierungplan 
sieht einen Eigenanteil des Vereins in Höhe von 10.000 Euro sowie die Förderung durch eine Stiftung 
in Höhe von 17.000 Euro vor, sodass momentan noch 6.900 Euro zur Umsetzung der Maßnahme 
benötigt werden.  
 
Der SV Mosella beantragt einen Zuschuss der Gemeinde in Höhe von 6.900 € um die 
Finanzierungslücke zu schließen und das Projekt umsetzen zu können.  
Die Durchführung der Maßnahme würde eine Wertsteigerung der Sportanlage bewirken. Im Haushalt 
sind Zuweisungen an den Sportverein für die Unterhaltung des Platzes in Höhe von 8.000 € eingestellt, 
in denen auch die Stromkosten enthalten sind. Da die Stromkosten sich nach der Umrüstung der 
Beleuchtung auf LED deutlich reduzieren werden, soll die Zuweisung in Abstimmung mit dem 
Sportverein auf 7.500 € verringert werden. 
 
Im Rat wurden verschiedene technische Fragen zur Ausführung, der Haltbarkeit der LED-Leuchten und 
dem konkreten Stromeinsparvolumen gestellt, die aus dem Förderantrag nicht hervorgehen. 
 
Auf Antrag des Vorsitzenden wurde die Sitzung für eine Nachfrage für einen Zeitraum von ca. 5 
Minuten unterbrochen. In der Sitzungspause bat der Gemeinderat Herrn Jörg Endries aus dem 
Zuhörerraum um Erläuterung und Beantwortung der technischen Fragen. Anschließend wurde die 
Sitzung ohne Mitwirkung des Ratsmitgliedes Endries fortgesetzt. 
 
Der Gemeinderat fasste nach kurzer Aussprache folgenden Beschluss: Die Ortsgemeinde Piesport 
bezuschusst die Umrüstungsmaßnahme der Flutlichtanlage auf LED mit einer Summe in Höhe von 
6.900 Euro unter gleichzeitiger Reduzierung der jährlichen Zuweisung an den SV Mosella 
Emmelshausen e.V. auf 7.500 Euro. 
 



Beratung und Beschlussfassung über die Teilnahme an der Ausschreibung eines Rahmenvertrag 
Baumpflege der Verbandsgemeinde Bernkastel-Kues 
Im Rahmen der Baumkontrolle hatten die Verbandsgemeinde Bernkastel-Kues, die Stadt Bernkastel 
sowie 11 weitere Ortsgemeinden zur akuten Abarbeitung der notwendigen Pflegemaßnahmen die 
Firma Baumkonzept Julius Mann über einen Rahmenvertrag mit der Durchführung von 
Baumpflegemaßnahmen beauftragt. Dies ermöglichte nicht nur die zeitnahe Abarbeitung von 
Baumpflegemaßnahmen aus dem Baumgutachten, sondern gleichwohl auch eine schnelle Reaktion 
durch den Baumpfleger im Falle kurzfristig auftretender Schadensfälle durch bspw. Sturmereignisse. 
 
Da in der Baumpflege nie genau vorhersehbar ist, welche Maßnahmen im Verlaufe des Jahres anfallen, 
wurden im Ausschreibungsverfahren Pauschalpreise für verschiedene Maßnahmentypen in einer 
Tabelle angefordert. Es werden letztendlich immer nur die für die Ortsgemeinde tatsächlich 
angefallenen Maßnahmen in Rechnung gestellt. 
 
Der bestehende Vertrag läuft zum Ende des Jahres aus. Auf der Grundlage des bestehenden 
Rahmenvertrages wird die Verbandsgemeindeverwaltung die Maßnahmen erneut ausschreiben. Die 
geplante Vertragslaufzeit beträgt 2 Jahre. Danach findet eine erneute Ausschreibung des 
Rahmenvertrages statt. 
 
Ein Vertragsmuster sowie die Ausschreibung lagen dem Gemeinderat vor. 
 
Die Ortsgemeinde Piesport beschließt sich erneut am Rahmenvertrag Baumpflege der 
Verbandsgemeinde Bernkastel-Kues zu beteiligen und ermächtigt den Ortsbürgermeister mit der 
Vergabe an den wirtschaftlichsten Bieter. 
 
Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse gemäß § 35 Abs. 1 
Gemeindeordnung (GemO) 
 
 Der Gemeinderat fasste drei Beschlüsse in Vertragsangelegenheiten. 
 


